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Änderungsantrag zu PB.L­01

Von Zeile 335 bis 337:
ermöglichen wir auch Empfänger*innen von Wohngeld, in klimafreundlichen Wohnungen zu leben.
Eigenheimbesitzer*innenIhre Lenkungswirkung kann die CO2-Bepreisung jedoch nur dann entwickeln,
wenn die Vermietenden die Kosten für den CO2-Preis tragen, da sie auch tatsächlich etwas am Zustand des
Gebäudes und der Wärmeversorgung ändern können. Dabei werden wir sie durch unser Aktionsprogramm
Faire Wärme mit Steuervergünstigungen, kostenloser Beratung und zielgerichteten Förderprogrammen
helfenunterstützen.

Begründung

Um die Vermieterinnen und Vermieter dabei zu unterstützen, Energie einzusparen und ihre Gebäude auf
grüne und bezahlbare Wärme umzustellen, sollen Investitionen in eine moderne Wärmeversorgung stärker
unterstützt werden. Mit dem Aktionsplan Faire Wärme liegt ein Maßnahmenpaket vor, das Investitionen in
energetische Modernisierung von Wohnraum mit Energieeinsparung und Umstieg auf erneuerbare Wärme
finanziell anreizt und damit die Hürden für die Investitionen erheblich senkt. Mit verschiedenen
Programmen können unterschiedliche Vermieter-Typen adressiert werden, neben Wohnungsunternehmen
auch private Vermieterinnen und Vermieter, durch einen Mix aus Zuschüssen und günstigen Krediten,
flankiert von umfassenden Beratungs- und Informationsleistungen, zum Beispiel über den Quartiersansatz.
Da der CO2-Preis vergleichsweise kosteneffizient Investitionen anreizt, haben alle etwas davon, auch
Vermieterinnen und Vermieter, für die es sich finanziell lohnt, zielgerichtet in CO2-Einsparung zu
investieren.
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Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Lars Krüger (KV Herford); Cornelia Lüddemann (KV Dessau-Rosslau);
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